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					Wir alle denken rassistisch. Mit Extremismus hat das nichts zu tun. Es ist Konsequenz politischer und gesellschaftlicher Strukturen, die unser Denken formen. Wo Mehrheits- und Minderheitsgesellschaften aufeinandertreffen, bilden sich fast zwangsläufig rassistische Denkmuster und Strukturen – außer man steuert bewusst dagegen. In Deutschland tut man das nicht. Der Rassismus-»Vorwurf«: Er wird abgetan. Lieber empört man sich, als eine ernsthafte Debatte zu führen und tatsächliche Probleme zu lösen.
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					Mein Name ist Ausländer

					von Semra Ertan

				
					
						Mein Name ist Ausländer,

						Ich arbeite hier,

						Ich weiß, wie ich arbeite,

						Ob die Deutschen es auch wissen?

						Meine Arbeit ist schwer,

						Meine Arbeit ist schmutzig.

						Das gefällt mir nicht, sage ich.

						»Wenn dir die Arbeit nicht gefällt,

						geh in deine Heimat«, sagen sie.

						Meine Arbeit ist schwer,

						Meine Arbeit ist schmutzig,

						Mein Lohn ist niedrig.

						Auch ich zahle Steuern, sage ich.

						Ich werde es immer wieder sagen,

						Wenn ich immer wieder hören muss:

						»Suche dir eine andere Arbeit.«

						Aber die Schuld liegt nicht bei den Deutschen,

						liegt nicht bei den Türken.

						Die Türkei braucht Devisen,

						Deutschland braucht Arbeitskräfte.

						Mein Land hat uns nach Deutschland verkauft,

						Wie Stiefkinder,

						Wie unbrauchbare Menschen.

						Aber dennoch braucht sie Devisen,

						Braucht sie Ruhe.

						Mein Land hat mich nach Deutschland verkauft.

						Mein Name ist Ausländer.

					

				

					Einleitung

				Im Sommer 2023 war ich bei der Radiosendung SWR1 Leute zu Gast. Das Thema war die Protestbewegung im Iran. In einer Frage ging es auch um meine eigene »Migrationsgeschichte«. Ich erzählte vom Ankommen in Deutschland, davon, wie sehr uns Menschen geholfen haben, eine Wohnung zu finden, Deutsch zu lernen, uns willkommen zu fühlen. (Als ich darüber einmal mit ein paar iranischen Freundinnen sprach, kamen wir auf den Gedanken, dass wohl jede Migrantenfamilie die eine »deutsche Oma« hat, die sich liebevoll kümmert. Die hatten wir auch: Inge.) Dann äußerte ich Sorge über rassistische Narrative, die es heute gegenüber geflüchteten Menschen gibt. Da war was los! In der Musikpause kam eine E-Mail nach der anderen ins Studio: Was ich mir erlauben würde. Wie ich wagen könnte zu sagen, Deutschland sei rassistisch?! Wenn es mir hier nicht gefällt, soll ich doch gehen! Und noch ein paar unfreundlichere E-Mails. Ich war überrascht – und gleichzeitig auch nicht. Diese Reaktionen kannte ich von Kommentaren unter meinen Posts, die ich auf den Sozialen Medien über Rassismus schrieb. Im Prinzip kommen alle Reaktionen zum gleichen Schluss: Rassismus gibt es nicht, und wer das Gegenteil behauptet, hasst Deutschland (oder die Deutschen). Eine einigermaßen kühne Schlussfolgerung, die aber weitverbreitet zu sein schien – denn auch die Hörer:innen der SWR-Sendung schienen das so zu sehen. Das überraschte mich dann doch, da ich in der Sendung niemanden als rassistisch bezeichnet hatte oder gar behauptet hatte, dass Deutschland rassistisch sei. Als ich im Zug von Stuttgart nach Berlin saß, stellte ich mir viele Fragen. Vor allem die eine: Warum darf man in Deutschland nicht das R-Wort sagen?
Die Antwort auf diese Frage habe ich bis heute nicht gefunden, auch wenn ich einige Vermutungen habe (die ich nicht äußern werde). Ich begann allerdings, politische und mediale Debatten in diesem Lichte intensiver zu beobachten. Einige Wochen später sprach ich mit meiner Lektorin über das Thema. Und so wurde daraus ein Buch. Der Titel sollte sein: Deutschland und das R-Wort.
Als ich einen guten Monat am Buch gearbeitet hatte, war ich in der Sendung Lanz zu Gast. Es ging um den 7. Oktober und um Antisemitismus in Deutschland. Ich erklärte, warum ich glaubte, dass die Debatte, so wie sie geführt wurde, rassistische Narrative füttere (ich weiß, es scheint ein Muster bei mir zu sein) und nicht zielführend sei. Ich erwähnte in diesem Zusammenhang eine Aussage des CDU-Vorsitzenden Friedrich Merz. Die Bild-Zeitung titelte am nächsten Tag: »Eklat bei Lanz: Journalistin nennt Merz ›rassistisch‹«. Besonders gefiel mir der Untertitel: »Schlimmster Vorwurf«. Natürlich hatte ich Friedrich Merz nicht als rassistisch bezeichnet, sondern die Debatte. Aber: Diese Episode passte nur allzu gut zu meinem geplanten Buch.
Ich verstand, dass der »Rassismus-Vorwurf« in Deutschland tatsächlich als der »schlimmste Vorwurf« empfunden wird. Und dass diese Tatsache einer Analyse von Strukturen und Debatten im Weg steht. Denn was als Angriff verstanden wird, wird natürlicherweise abgewehrt. Und so entschied ich, mir meiner eigenen internalisierten rassistischen Denkmuster bewusst, den Buchtitel zu ändern. Denn es geht nicht darum, Menschen anzugreifen, sie gar als »schlecht« oder »böse« zu markieren; sondern darum, zu verstehen. Wo kommen diese Denkmuster her, wie entstehen sie – und was bewirken sie? Dieses Buch ist der Versuch, diese Fragen zu beantworten.
Ich möchte an dieser Stelle eines ganz besonders hervorheben: Wie viele Menschen sich trotz vieler, vieler Widrigkeiten in der Geschichte dieses Landes mit Rassismus auseinandergesetzt haben und sich immer noch damit auseinandersetzen – wissenschaftlich, gesellschaftlich, aktivistisch, künstlerisch, journalistisch. Ohne die Arbeit dieser Menschen gäbe es dieses Buch nicht. Ohne zu lesen, was sie geschrieben haben, was sie sagen, ohne ihnen zuzuhören, würde ich vieles nicht verstehen. Ich lerne jeden Tag von ihnen. Gerade Menschen, die von Rassismus betroffen sind, leisten eine in ihrem Wert mit Worten nicht zu beschreibende Arbeit – und das schon seit Jahrhunderten. Alle Generationen, die sich nach ihnen mit Rassismus befassen, bauen stets auf der Arbeit der Menschen vor ihnen auf. Auf dem Wissen von unschätzbarem Wert, das dank dieser Menschen nicht verschwunden und vergessen ist, sondern erhalten wurde. Diese Monate der Recherche und des Schreibens haben mich zutiefst demütig hinterlassen.
Ich habe versucht, in diesem Buch Menschen gerecht zu werden, die Rassismus erleben. Und Menschen gerecht zu werden, die Antisemitismus erleben. Und denen, die beides erleben. Mir ist bewusst, dass dieses Buch Lücken lässt; dass es Menschen geben wird, die sich in ihrem Schmerz möglicherweise nicht gesehen fühlen. Ich habe versucht, allen gerecht zu werden. Und muss einsehen, dass ich das nicht erfüllen kann. Es ist ein Versuch.
Das ist das Ende des persönlichen Teils dieses Buches. Jetzt wird es politisch.

					1 Die Geschichte rassistischen Denkens in Deutschland

				
					»The heartbeat of racism is denial.

					It’s constantly looking for ways to deny the persistence of racism.«

					IBRAM X. KENDI[1]

				
Jedes Land hat seine ihm eigene Geschichte. Bürgerkriege, Kriege, Kolonialismus, Sklaverei, Migration, Debatten, Gesetze – jedes einzelne Ereignis fügt sich zu einer spezifischen Geschichte zusammen, die bestimmt, welche Strukturen, Denkweisen, Bilder in einer Gesellschaft der Gegenwart existieren. Was manche möglicherweise aus dem eigenen Leben kennen, gilt auch für die Gesellschaft: Ohne das Verstehen der Vergangenheit kann es auch in der Gegenwart kein Verstehen geben, kein Lernen und auch kein Weiterkommen.
Für Deutschland soll der Startpunkt für die Betrachtung rassistischen Denkens die Reichsgründung 1871 sein. Natürlich ist das ein in gewisser Hinsicht willkürlich gesetzter Startpunkt; Rassismus hat eine viel längere Geschichte, deutsch wie europäisch. In diesem Kapitel kann deswegen nur ein kleiner Ausschnitt einer vielschichtigen, komplexen Geschichte gezeigt werden.
In seinem Buch Wozu Rassismus? zeichnet Aladin El-Mafaalani die Geschichte rassistischen Denkens in Europa in seinen Grundsätzen nach. »Die ›rassistische Zeitrechnung‹ beginnt […] Ende des 15. Jahrhunderts im heutigen Spanien – nicht, weil Rassismus dort entsteht, sondern weil von dort aus eine rassistische Herrschaftsideologie an Wirkmacht gewinnt, dominant wird und damit die gesamte Welt prägt. 1492 ist das Jahr der ›Entdeckung‹ Amerikas und der Startschuss für Eroberung und Kolonialisierung, und es ist auch das Jahr der Reconquista, des Siegs der spanischen Krone über die Mauren, die jahrhundertelang die Iberische Halbinsel beherrschten, sowie die Vertreibung von Juden und Muslimen.«[2]
Diese rassistische Herrschaftsideologie soll auch bei der Betrachtung des spezifisch deutschen Rassismus eine wichtige Rolle spielen. Denn dies ist eine Kernfunktion von Rassismus: Es ist ein Mittel der Herrschaft. Er kann staatsbildend sein, er kann Herrschaft festigen und legitimieren, er kann den Einsatz von Gewalt und Gewaltmitteln rechtfertigen, er kann Polarisierung erzeugen und damit Macht und Privilegien sichern. All das ist Teil der europäischen und deutschen Geschichte und Gegenwart. Um den deutschen Rassismus zu betrachten, soll hier allerdings weitaus später als 1492, dem Jahr der Reconquista, angesetzt werden. Die Gründung Deutschlands als Nationalstaat im Jahr 1871 ist deswegen als Ausgangspunkt gewählt, weil viele rote Fäden rassistischen Denkens, die sich bis heute ziehen, eng mit den Konzepten »Nation« und »Volk« verknüpft sind. Und diese spielten im Deutschen Kaiserreich eine prägende Rolle.
Als Land in der Mitte des europäischen Kontinents war Deutschland, allein wegen seiner Geographie, schon im Kaiserreich ein Land der Migration. Nicht ideell, aber faktisch. Migration und Rassismus, das wird noch zu zeigen sein, waren in Deutschland stets eng verknüpft. Und Migration spielte bereits im Deutschen Kaiserreich eine prägende Rolle. »Kurz vor dem Ersten Weltkrieg«, schreibt die Historikerin Maria Alexopoulou, »war das Deutsche Kaiserreich weltweit das größte Zuwanderungsland nach den USA.«[3] Die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte zu jener Zeit wird auf 1,2 Millionen geschätzt; ein Drittel davon waren Pol:innen.[4] Ein wichtiger Punkt, um die Verstrickung zwischen Rassismus und Migration zu verstehen, wird hier bereits deutlich: »Ausländer:innen« waren in Deutschland in der Regel Arbeitskräfte. Sie mussten »nützlich« sein. Nützlich für das deutsche Volk.

					
						Das Volk

					
					Der Begriff des »Volkes« spielt für das Verständnis von Rassismus in Deutschland bis heute eine wichtige Rolle. Der Geschichtswissenschaftler Peter Walkenhorst beschreibt in seinem Werk Nation – Volk – Rasse ausführlich, wie bereits bestehende Ideen von »Volk« und »Nation« zum Ende des 19. Jahrhunderts in das Selbstverständnis des Deutschen Kaiserreichs integriert wurden, auch mit Hilfe des »Allgemeinen Deutschen Verbands«. Dieser wurde 1891 als Nationalverein für das »national gesinnte Bürgertum« gegründet; die »Bürger« sollten mit Hilfe des Verbands »ohne Furcht und Scheu vor der Regierung oder den Parteileitern«[1] ihre Vorstellung einer nationalen Ordnung festlegen und artikulieren. Ab 1894 hieß der Verband »Alldeutscher Verband« und hatte vor allem ein Ziel: Die »kulturelle und politische Weltmachtstellung des deutschen Volkes«[2].

					In den ersten Jahren, schreibt der Historiker Peter Walkenhorst, gab es Uneinigkeiten über den Kurs des Verbands. Mit der Wahl von Ernst Hasse zum Vorsitzenden im Jahr 1893 verstetigte sich die Arbeit. Ernst Hasse wurde zum »radikalnationalistischen Chefideologen«. Hasse benutzte »Volk« und »Nation« synonym und benannte Merkmale, die erfüllt sein müssen, um ebendieses Volk als solches zu definieren: Es handele sich um eine »Gesamtheit von Menschen gemeinsamer Abstammung, die ein und dieselbe Sprache sprechen, eine gemeinsame politische und kulturelle Entwicklung durchgemacht haben und das Bewusstsein der Zusammengehörigkeit besitzen«[3]. Beachtenswert ist bei dieser Erklärung, die das nationalistische Verständnis des »Volkes« bis heute prägt, dass sie losgelöst vom Staat besteht. So schrieb Ernst Hasse im Jahr 1903:

					»Das Einzige, was im Flusse der tausendjährigen Entwickelung Bestand hat, ist das Volk. Alles andere sind vorübergehende Zustände. Die Staaten, als Zusammenschlüsse von Völkern, kommen und gehen. Und noch viel vergänglicher sind die Verfassungen der Staaten und die Zustände der Gesellschaft […] Das Volk ist auch das Einzige, was weitere Wandlungen überdauern wird.«[4]

					Unter anderem deswegen ist der Begriff »Volk« bei Menschen, die diesen exklusiven Gebrauch des Wortes vertreten, auch ein Code für die Delegitimierung des Staates, der in der Rangfolge unter dem Willen des »Volkes« existiert. Das heißt, dass staatliche Strukturen dann umgangen, ignoriert oder im Extremfall ausgeschaltet werden können, wenn diese den Interessen oder dem Willen des Volkes entgegenstehen. Wenn der AfD-Politiker Maximilian Krah sagt »Keine Einwanderung, sondern Volk«[5], führt er genau diese Tradition fort. In einer E-Mail aus dem Jahr 2013 schrieb Alice Weidel, damals noch nicht Parteimitglied, später Fraktionschefin der AfD im Bundestag, über die damalige Bundesregierung: »Diese Schweine sind nichts anderes als Marionetten der Siegermächte des 2. WK und haben die Aufgabe, das dt Volk kleinzuhalten.«[6]

					Interessant ist, welchen Gegensatz der Terminus »Volk« aufmacht: Nämlich zwischen denen, die zum Volk gehören, und jenen, die nicht dazugehören. Denn in dem Moment, in dem es in einem Staat ethnische Minderheiten gibt, gibt es »das Volk« in dieser Definition nicht mehr. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit der Unterscheidung. Als der CDU-Parteivorsitzende Friedrich Merz im Januar 2023 in einer Talkshow arabischstämmige Jugendliche als »kleine Paschas« bezeichnete, antwortete er auf Kritik, indem er sagte, dass er »dem Volk aufs Maul geschaut und eine Beobachtung wiedergegeben«[7] habe. Merz meinte mit »Volk« höchstwahrscheinlich keine arabischstämmigen und auch keine anderen migrantischen Personen. Denn diese gehören, so das Verständnis dieses Begriffs, nicht zur homogenen Gemeinschaft, die schon Ernst Hasse beschrieb. Der frühere bayerische CSU-Ministerpräsident Horst Seehofer benutzte das Wort auch gern: Er habe eine »Koalition mit dem Volk«[8], pflegte er zu sagen. Wen er mit »Volk« meinte und wen nicht, lässt sich anhand seiner späteren Aussage erahnen, Migration sei die »Mutter aller Probleme«[9].

					Wie aber unterscheidet man jene, die ursprünglich zum Volk dazugehört haben, von jenen, die eingewandert sind? Diese entscheidende Frage hat in der deutschen Geschichte viel Kreativität hervorgebracht. Hasse und seine Gefährten erklärten dies, natürlich, mit der »Rasse«. Denn es hatte sich zu ihrer Zeit ein Problem aufgetan: Deutschland etablierte sich Ende des 19. Jahrhunderts als Staat, und somit rückte die Identifikation mit dem Staat in den Vordergrund – und der Vorrang des »Volkes« war in Gefahr. So brauchten die Radikalnationalisten »härtere« Kriterien, um das Konzept »Volk« zu rechtfertigen, schreibt der Historiker Peter Walkenhorst: »Die Suche nach solchen Kriterien führte […] zur Adaption des Begriffs der ›Rasse‹ und damit zu einer wachsenden Biologisierung des Nations- bzw. Volksbegriffs.«[10] So erklärte beispielsweise der Liberale Friedrich Naumann im Jahr 1900 die »Fortpflanzung gewisser geschichtlich entstandener Rassen« zum »Kern der Nationalitätsbildung«[11].

					Diese biologistische Antwort auf die Frage nach der Unterscheidung funktionierte in Deutschland natürlich einige Jahrzehnte später nicht mehr. Zum einen wurde die Rassentheorie – man könnte es heute die Rassenlüge nennen – wissenschaftlich wiederholt zweifelsfrei widerlegt. Zuletzt erklärte eine Gruppe deutscher Wissenschaftler:innen im Jahr 2019 in der Jenaer Erklärung, dass es keine »Rassen« gibt: »Heute noch wird der Begriff Rasse im Zusammenhang mit menschlichen Gruppen vielfach verwendet. Es gibt hierfür aber keine biologische Begründung und tatsächlich hat es diese auch nie gegeben. Das Konzept der Rasse ist das Ergebnis von Rassismus und nicht dessen Voraussetzung«[12], so die Forscher:innen.

					Das im Jahr 1949 in Kraft getretene Grundgesetz erlaubte diese biologistische Antwort insofern nicht mehr, da es Diskriminierung nach »Rassen« verbot. Um den Begriff »Rasse« im Grundgesetz gibt es bis heute Diskussionen. Ein Versuch, den Begriff aus dem Grundgesetz zu streichen, scheiterte vorerst im Jahr 2021. In jedem Fall war die Unterscheidung von Menschen nach »Rassen« zunehmend verpönt und gesellschaftlich geächtet. Nur offen menschenfeindlich agierende Kräfte hantieren bis heute mit diesem Begriff.

					Da aber das Denkmuster, das der Unterscheidung von Menschen nach »Rassen« unterliegt, nicht verschwunden ist, entwickelte sich in Deutschland mit der Zeit ein Konzept, das viel besser und freundlicher klang: Die Kultur. So positionierte sich beispielsweise der Schriftsteller Golo Mann in den 1980er und 1990er Jahren als Gegner von Einwanderung; insbesondere die türkische »Kultur« passte für den Intellektuellen nicht zu Deutschland.[13] »Das Boot ist voll«[14], sagte er 1991 als einer der Ersten in einem Interview mit der Welt. Nach dem »Kultur«-Konzept gibt es bestimmte »Kulturkreise«, die miteinander nicht kompatibel seien. Aus dieser Annahme ergeben sich Schwierigkeiten: Was ist Kultur? Kultur ist ein sehr schwammiger Begriff. Da gibt es die Kultur eines Landes; dazu zählen beispielsweise das historische Erbe oder die Sprache. Was aber ist diese Kultur bezogen auf ein Individuum? Ist jede:r Deutsche pünktlich und eifrig? Oder hölzern? Oder autoritätshörig? (Um hier gängige Vorurteile aufzuzählen.) Kann jede:r Iraner:in aus dem Stegreif Gedichte von Hafez rezitieren? Brüllt jede:r Italiener:in laut ins Telefon? Die Liste ließe sich lange fortsetzen. Als Inhalte für Comedy-Sketche passen diese Sätze großartig. Als Grundlage für Politik eher weniger.

					Ob »Rasse« oder »Kultur« – beide Konzepte verwehren die reale Existenz des individuellen Menschen. Das Problem dabei ist, dass sie die einzelne Person mit den (meist negativ behafteten) Vorurteilen einer ganzen »Rasse« oder eines ganzen »Kulturkreises« belegen. Nun werden Menschen ja nicht mit derartigen Konzepten im Kopf geboren; sie erlernen sie – wenn sie in einer Gesellschaft aufwachsen, die ebensolche Konzepte propagiert. Gesellschaftlich, medial und politisch. In der deutschen Gesellschaft hat das eine lange Tradition – Ernst Hasse war nicht der Erste und auch nicht der Letzte, der diesen Konzepten Vorschub leistete.

					In einem Beitrag für die Berliner Zeitung im Jahr 1998 schrieb der damalige brandenburgische CDU-Innenminister Jörg Schönbohm über die deutsche Leitkultur:

					»Das Modell der Multikultur nimmt die Aufgabe der deutschen Leitkultur zugunsten gleichrangiger Parallelgesellschaften billigend in Kauf. […] Die grundlegende Kultur in Deutschland ist aber die deutsche; und dazu gehört untrennbar der Grundwertekanon der Verfassung.«[15]

					Man fragt sich unweigerlich, ob die »grundlegende« deutsche Kultur somit erst seit 1949 existiert, also mit Inkrafttreten des Grundgesetzes. Was in den Jahrhunderten davor deutsche Kultur war, erklärte der Politiker nicht. Es darf, so scheint es in dieser Lesart, also neben der deutschen Kultur keine andere geben, zumindest nicht gleichrangig. Das entspricht inhaltlich den Worten, die Ernst Hasse hundert Jahre vorher über das »Volk« schrieb. Dies bestehe, siehe oben, nur aus Menschen, die »eine gemeinsame politische und kulturelle Entwicklung durchgemacht haben«. Die Beschreibung der »Leitkultur« klingt allerdings verklausulierter und dadurch weicher. Ist aber konzeptuell dasselbe.

					In einem Interview mit Schönbohm im Spiegel im Jahr 2004 wird diese Überschneidung deutlicher. Er sagt:

					»Wir [Deutsche] haben nicht nur eine gemeinsame Sprache, sondern auch kulturelle Umgangsformen und Gesetze. Wir dürfen nicht zulassen, dass diese Basis der Gemeinsamkeit von Ausländern zerstört wird.«[16]

					In einem Gastbeitrag für den Spiegel fragt auch der damalige SPD-Bundesaußenminister Sigmar Gabriel im Jahr 2017:

					»Ist die Sehnsucht nach einer ›Leitkultur‹ angesichts einer weitaus vielfältigeren Zusammensetzung unserer Gesellschaft wirklich nur ein konservatives Propagandainstrument, oder verbirgt sich dahinter auch in unserer Wählerschaft der Wunsch nach Orientierung in einer scheinbar immer unverbindlicheren Welt der Postmoderne?«[17]

					Im Prinzip belebt der SPD-Politiker mit dieser Frage den alten, gut bekannten Automatismus wieder, dass es auf Unsicherheit und Desorientierung für Menschen vor allem eine Antwort gebe: Das Spalten der Bevölkerung nach Linien der Abstammung. Denn nichts anderes bedeutet das Konzept der »Leitkultur«. Auch Gabriel knüpft hier an eine historische Tradition in Deutschland an, die von politischen Eliten immer wieder propagiert wurde. Es erleichtert Politiker:innen natürlich die Arbeit; denn anstatt sich in die Untiefen der politischen Komplexität begeben zu müssen, liefert man einfache Antworten – und erhält Wahlstimmen, da das Angst- und Nationalismusargument zumindest kurzfristig oft funktioniert. Aber dazu später mehr.

					Die Frage, was das sein soll, die deutsche Leitkultur, ist irrelevant. Fragt man zehn Deutsche (also Deutsche der deutschstämmigen Mehrheitsgesellschaft) danach, wird es möglicherweise zwanzig Antworten geben. Und wer soll schon bestimmen, was richtig ist? Gesetze? Gerichte? Viel interessanter ist, wie erwähnt, die Funktion dieses Konzepts: Die Unterscheidung von »Volk« und »Nichtvolk«.

				
					
						Die »polnische Frage«

					
					Zurück zum Kaiserreich und der Migration. Die meisten Migrant:innen um die Jahrhundertwende kamen aus Osteuropa, und hier vor allem aus Polen. Somit war die »polnische Frage« zentral für die rassistische Agitation um die Jahrhundertwende. Die »polnische Frage« beschäftigte Europa schon seit Jahrzehnten, da das Land ein ständiger Spielball der europäischen Großmächte war. Ohne zu sehr in historische Details zu gehen: Polen existierte vom Ende des 18. Jahrhunderts bis zum Ende des Ersten Weltkriegs nicht als autonomer Staat. Es wurde mehrfach aufgeteilt, seine Territorien – und damit auch seine Bevölkerung – fielen Preußen, Österreich und Russland zu. Mit der Reichsgründung 1871 geschah es also, dass ein Teil der polnischsprachigen Bevölkerung Preußens Teil des Deutschen Reichs wurde. Damals setzte ein, was in heutigen Ohren nicht fremd klingt: Den Deutschen wurden es zu viele Polen. In der Öffentlichkeit wurde die Angst vor dem Verlust des »Deutschtums« propagiert. In einem vielbeachteten Text schrieb der Philosoph Eduard von Hartmann in einer Wochenschrift im Jahr 1885:

					»Wenn die Slawen das Deutschthum in ihren Grenzen ausrotten, so müssen wir Repressalien üben, d.h. das Slawentum in unseren Grenzen ausrotten, wenn nicht der Einfluß des Deutschthums in der Geschichte der Naturvölker beträchtlich sinken soll.«[1]

					Menschen aus Osteuropa als minderwertig zu betrachten, war für europäische Gesellschaften im Übrigen nichts Neues: Der Sklavenhandel in Europa war jahrhundertelang vom Handel mit weißen Menschen geprägt, oft aus Osteuropa. Sklave, im Englischen slave, im Lateinischen sclavus, meint eine Person slawischen Ursprungs.[2] Ein Beispiel: Von 921 versklavten Menschen, die zwischen 1390 und 1490 im italienischen Genua verkauft wurden, waren 215 russisch, 179 tscherkessisch und 138 tartarisch. Die »Minderwertigkeit« von Ethnien war nie etwas anderes als ein rassistisches Konstrukt – das mit dem Wandel der Zeit immer wieder andere Gruppen traf und trifft.

					Die Angst vor dem Verlust des Deutschthums (was auch immer das genau sein soll, gleiches Problem wie bei »Leitkultur«) stand allerdings nicht im Verhältnis zur tatsächlichen demographischen Entwicklung der polnischsprachigen Bevölkerung im Vergleich zur deutschen Bevölkerung. Das »Deutschtum« war in keiner Zeit in Gefahr. Der Historiker Peter Walkenhorst schreibt dazu, dass dieses »Syndrom der Polonisierungsangst« erst verständlich werde, wenn man die »Verbindung der innerhalb des deutschen Bildungs- und Besitzbürgertums tief verwurzelten Überzeugung von der kulturellen Überlegenheit des deutschen Volkes mit der Zielutopie eines ethnisch und kulturell homogenen Nationalstaates«[3] beachte. Man kommt nicht umhin, an die spätestens seit 9/11 verbreitete »Islamisierungsangst« zu denken. Oder auch an den modernen Verschwörungsmythos der »Umvolkung«, demzufolge die weiße, deutsche Bevölkerung durch Muslim:innen ersetzt werden soll. Die geschichtlichen Umstände sind natürlich andere; die zugrunde liegenden rassistischen Muster sind dieselben.

					Als beispielsweise in Deutschland in den 1970er Jahren Moscheen eröffnet wurden, gab es ähnlich klingenden Protest. Dieser richtete sich nicht gegen Pol:innen, sondern gegen Muslim:innen, zumeist aus der Türkei. In Bayern erhielten Politiker:innen zu jener Zeit viele Briefe von Bürger:innen, die forderten, dass »Deutschland den Deutschen« gehören müsse. »Rentner und Arbeitslose demonstrierten gegen Ausländer, ebenso wie eine Gruppe […] Professoren, die davor warnte, dass die Immigration zur ›Unterwanderung des deutschen Volkes‹ führe«[4], so beschreibt der Historiker Frank Trentmann die Stimmung in seinem Werk Aufbruch des Gewissens.

					Das Problem ist, heute wie damals, dass solche Rassismen politisch und medial mindestens verstärkt, in Teilen sogar erzeugt – und im Sinne der Herrschaftsideologie instrumentalisiert – werden. Sicherlich hat nicht die Mehrheit der heutigen weißdeutschen Bevölkerung die »Zielutopie eines ethnisch und kulturell homogenen Nationalstaats«, wenn man diese Aussage als Kern menschenfeindlicher Ideologien interpretiert. In Deutschland ist es heute eine Minderheit der Bevölkerung, die menschenfeindlichen Ideologien umfassend zustimmt. Aber Politiker:innen und Medienschaffende knüpfen immer wieder gerne an bestehende rassistische Denkmuster an. Damit füttern sie rassistische Einstellungen, adeln sie dadurch – und rollen ihnen damit gewissermaßen den roten Teppich aus. Das wird landläufig als die »Normalisierung« menschenfeindlicher Einstellungen bezeichnet.

					Ein Beispiel: Gehört der Islam zu Deutschland? Die Antwort auf die Frage, ob der Islam religionsphilosophisch oder historisch zu Deutschland gehört, ist für die politische und gesellschaftliche Praxis genauso irrelevant wie die Antwort auf die Frage, was genau die »deutsche Leitkultur« ist. Natürlich kann man der Frage nach der Zugehörigkeit des Islams zu Deutschland religionswissenschaftlich, historisch, philosophisch nachgehen. Das ist sicher ein interessantes und auch erkenntnisreiches Unterfangen. Die Antwort ändert allerdings nichts daran, dass Muslim:innen in diesem Land leben. Eine ernsthafte Antwort wünscht keine Person, die diese Frage stellt. Dennoch taucht sie immer wieder auf. Sie dient dazu, die altbekannte Angst vor Verlust des »Deutschtums« zu schüren. Um es klar zu sagen: Das »Deutschtum« ist durch Muslim:innen heute genauso wenig bedroht wie einst durch Pol:innen oder Slaw:innen. Der mediale und politische Mechanismus ist allerdings derselbe. Sowohl »das Volk« als auch »die Rasse« sind nichts anderes als Konstrukte. Da es aber im 21. Jahrhundert heikel wäre, eine Sprache wie jene von Eduard von Hartmann aus dem Jahr 1885 offen zu benutzen (»Deutschthum«), werden Umgehungsstraßen gesucht. »Gehört der Islam zu Deutschland?« ist eine davon. Wo sie hinführen soll, ist klar: in eine auf menschenfeindlichen Vorurteilen basierende Politik. 

					Zurück ins 19. Jahrhundert: Der Soziologe Max Weber gehörte ebenfalls zu jenen, die vor der »polnischen Gefahr« warnten. Im Jahr 1892 veröffentlichte er seine Studie Die Lage der Landarbeiter im ostelbischen Deutschland; darin formulierte er eine »Verdrängungsthese«, nach der deutsche Abwanderung aus den östlichen Landesteilen eine Folge von niedrigen Löhnen für polnische Arbeiter:innen sei. Max Weber, schreibt die Historikerin Maria Alexopoulou, habe eine »entscheidende Rolle bei der Verbreitung der These von der Gefahr aus dem Osten« gespielt. Die beschriebene Abwanderung von Deutschen aus dem Osten als vermeintlicher Folge der Einwanderung von Pol:innen wertete Weber demnach als »essentielle kulturelle Gefahr«. Auch für ihn war dies eine »Existenzfrage des Deutschtums«[5]. Weber forderte, dass die östlichen Grenzen für polnische Wanderarbeiter vollständig gesperrt werden sollten. Eine Forderung, die stark an die modernen Migrationsdebatten erinnert, in denen eine der ersten »Lösungen« oft heißt: Grenzen zu.

					Der Historiker Heinrich von Treitschke stellte die These der kulturellen Gefahr bereits in seinem Essay Unsere Aussichten im Jahr 1879 auf und betrieb zugleich die Verschränkung von (antislawischem) Rassismus und Antisemitismus; so habe der »Instinkt der Massen eine schwere Gefahr, einen hochbedenklichen Schaden des neuen deutschen Lebens richtig erkannt«. Treitschke meint die »deutsche Judenfrage«: Über die Ostgrenze kämen jedes Jahr »aus der unerschöpflichen polnischen Wiege eine Schar […] Jünglinge, deren Kinder und Kindeskinder vereint Deutschlands Börsen und Zeitungen beherrschen sollen«[6].

					Die öffentliche und politische Agitation gegen Pol:innen und das Schüren der »Polnisierungsangst« bestimmten die Debatte. Diese Angst, schreibt Peter Walkenhorst, fand »sprachlichen Ausdruck in einer Metaphorik, die den demographischen Prozeß mit einer gewaltigen Naturkatastrophe verglich. Der Topos von der ›slawischen Flut‹, die alle Dämme niederriß und das ›Deutschtum‹ überschwemmte, bildete einen allgegenwärtigen Bestandteil nicht nur der radikalnationalistischen Agitation. Die Verwendung dieser Flutmetaphorik zielte auf die Evokation tiefsitzender Bedrohungsängste, durch die die deutsche Öffentlichkeit wachgerüttelt werden sollte.«[7] Diese sprachliche Eskalation ging einher mit politischer Eskalation. Zwischen 1885 und 1887 wurden bis zu 32000 polnischstämmige Menschen mit russischer oder österreichischer Staatsbürgerschaft aus den östlichen Gebieten ausgewiesen. In Teilen waren sie schon seit Jahrzehnten in diesen Regionen ansässig. Es ging Otto von Bismarck, dem Reichskanzler, der die Massenausweisungen anwies, vordergründig nicht nur um den demographischen Faktor, also das vermeintliche Problem der Verdrängung von Deutschen aus den östlichen Gebieten. Hauptsächlich waren die Ausweisungen Teil von Bismarcks Germanisierungspolitik, im Zuge derer jegliche »propolnische Agitation«[8] ausgelöscht werden sollte.

					Die Flutmetaphorik, die Beschreibung von Menschen als Naturkatastrophe, ist eines der gängigsten Motive deutscher (und nicht nur deutscher) Debatten, in denen es um Migration oder »Ausländer« geht. Eine Naturkatastrophe ist bedrohlich, ist nicht zu kontrollieren, hinterlässt Verwüstung und Tod. Begleitet wird diese Rhetorik heute von Bildern überfüllter Boote oder von Menschenmassen an Zäunen, bei denen einzelne Gesichter kaum auszumachen sind. Die Flut, sie entmenschlicht, sie vermittelt denen, die dieses Wort hören oder die Bilder sehen, das Gefühl der Angst, im besten Fall der Gleichgültigkeit. Dass jeder einzelne Mensch in dieser »Flut« ein Leben hat, eine Existenz, Menschen, die ihn lieben, einen Vater, der ihn großgezogen und liebkost hat, eine Mutter, die ihn geboren hat, das spielt alles keine Rolle mehr. Als Teil der Flut ist er kein Mensch mehr. Auch das Motiv der »Schar Jünglinge« wird immer wieder bemüht; heute sind es keine Jüdinnen und Juden, die damit gemeint sind, sondern »Araber« und »Afrikaner«. Sie kommen nicht, um »Börsen und Zeitungen« zu beherrschen, sondern um den Sozialstaat auszunutzen und Verbrechen zu begehen. Die rassistische Entmenschlichung, sie ist ein effektives Mittel, um Hass zu säen. Es ist leicht, etwas zu hassen, das man als unmenschlich begreift. Übrig bleibt: »Die Ausländer« gehören nicht nach Deutschland.

					Damit zeigt sich ein weiteres Motiv deutscher Migrations- und Herkunftsdebatten: Die unerschütterliche Dichotomie »Deutscher« und »Ausländer«. Prägend für diese bis heute bestehende Zweiteilung der Bevölkerung war das Kaiserreich, das sich Ende des 19. Jahrhunderts als koloniale Macht etablierte. Maria Alexopoulou spricht in diesem Zusammenhang von einem zweifachen Kolonialismus: Jenem auf dem afrikanischen Kontinent sowie der Kolonisierung Osteuropas, »indem die weitere Ansiedlung und kulturelle Dominanz von Deutschen gefördert wurden.«[9] In diesen Regionen betrieb das Kaiserreich die institutionelle Trennung von Deutschen und Nichtdeutschen, um »Ausbeutungsstrukturen« zu errichten. Ausbeutungsstrukturen bedeutet: Den Menschen als leere Hülle zu sehen, die für den eigenen Nutzen ausgenommen wird; alles, was den Menschen ausmacht, Emotionen, Intellekt, Ängste, Liebe, Fürsorge, existiert in dieser Sicht auf eingewanderte Menschen nicht. Sie sollen funktionieren, einen anderen Zweck erfüllen sie nicht. Wenn sie, wie alle Menschen, auch mal wütend sind, Fehler machen, Mensch sind, haben sie ihr Recht verwirkt, als Teil der Gesellschaft gesehen zu werden, oder gar im Land zu bleiben. Das gilt bis heute.

					Der Kolonialismus, so Alexopoulou, »prägte Deutschland nachhaltig, was die Produktion von rassistischen Wissensbeständen über Deutsche und Ausländer«[10] betrifft. Niederschlag fand diese Aufteilung der Menschen in Deutschland nach der Abstammung sowohl im Alltag als auch im Staatsangehörigkeitsrecht. Die polnischen Arbeiter:innen waren schlechter gestellt als andere Migrant:innengruppen, etwa aus dem Westen Europas oder aus Österreich. Das zeigte sich unter anderem an »Legitimationskarten«, die Migrant:innen ab 1909 bei sich tragen mussten – diese Karten unterschieden sich je nach Herkunft der jeweiligen Personen in ihrer Farbe. Migrant:innen aus Polen erhielten rote Karten, Eingewanderte aus Italien grüne, bei Menschen aus Belgien und den Niederlanden waren die Karten blau.[11] Ein wenig erinnert das an die unterschiedliche rechtliche Behandlung ukrainischer und nichtukrainischer Geflüchteter nach dem Angriffskrieg Russlands im Jahr 2022. Als europäische Geflüchtete blieb es den Menschen aus der Ukraine erspart, in Heimen leben zu müssen, kein Recht auf Arbeit zu haben und ihre Kinder nicht in Schulen schicken zu können. Von der emotionalen Belastung, jederzeit abgewiesen und abgeschoben werden zu können, ganz zu schweigen.

					Da der Staat im Kaiserreich verhindern wollte, dass Migrant:innen aus dem Osten dauerhaft in Deutschland blieben, mussten Personen mit roten Karten, also Pol:innen, Deutschland zum Ende jeder Saison der Landwirtschaft, im Winter, verlassen. Diese Legitimationskarten wurden zu einem Mittel der Ausbeutung, da ständig die Gefahr der Ausweisung bestand, wenn man gegen die Regeln »verstieß«. So konnte allein das Nichttragen der Karte zur sofortigen Abschiebung führen, ausgeführt durch die Polizei. Arbeitgeber machten sich die prekäre Situation der polnischen Arbeiter:innen zunutze und prellten sie um ihren Lohn. Immer wieder wurden Menschen aus Osteuropa, unter ihnen viele Jüdinnen und Juden, in Massen ausgewiesen.

				
					
						Deutsches Blut

					
					Dann ist da noch die Sache mit der Staatsangehörigkeit, die bis heute in der rassistischen Agitation eine zentrale Rolle spielt. Damit zurück zum Alldeutschen Verband und Ernst Hasse, die maßgeblich an der Veränderung des Staatsangehörigkeitsrechts beteiligt waren – und damit um die Jahrhundertwende ein Verständnis von »Deutsch« prägten, das Teile der politischen Eliten auch im Jahr 2023 noch benutzen. »Für die radikalen Nationalisten war die Frage, wer im staatsrechtlichen Sinne ›Deutscher‹ war oder werden konnte, eine nationalpolitische Kardinalfrage«[1], schreibt Peter Walkenhorst über das Zustandekommen des neuen Staatsbürgerschaftsrechts im Jahr 1913. Wie oben beschrieben, propagierten menschenfeindlich gesinnte Akteure wie Ernst Hasse ein exklusives Verständnis vom Deutschsein. Die gemeinsame Abstammung war ausschlaggebend, nicht die Zugehörigkeit zum Reichsgebiet: Man musste zum »Volk« dazugehören – einem Volk, das rassistisch definiert war. So ging es Hasse und seinen Mitstreitern darum, das Staatsbürgerschaftsrecht derart zu gestalten, dass das deutsche Volk mit seiner Hilfe »rein« gehalten werden konnte. Der Alldeutsche Verband formulierte mit dieser Absicht 1894 ein Papier, in dem gefordert wurde, die Einbürgerung von Ausländern zu erschweren. Hasse, der zu jener Zeit für die Nationalliberale Partei als Abgeordneter im Reichstag saß, gelang es, mit einem interfraktionellen Antrag die Regierung dazu zu drängen, sich mit einer Reform des Staatsbürgerschaftsrechts zu befassen. Dieser Antrag entsprach fast wortgleich dem Papier des Alldeutschen Verbands. Der Allgemeine Deutsche Verband und Ernst Hasse warben sowohl auf politischer Ebene als auch öffentlich für ihren Antrag und entfachten eine hitzig geführte Debatte. In seiner Rede vor dem Reichstag im Jahr 1895 sprach Hasse von »Sprach- und Rassefremden« aus Osteuropa. Er forderte, »keine oder so wenig wie möglich fremde (Slawen und Semiten) in das Reich einwandern zu lassen«[2]. Für Hasse und seine Gesinnungsgenossen galten Pol:innen, Tschech:innen, Italiener:innen und Jüdinnen und Juden als Angehörige »fremden Stammes«. Arbeitskräfte, die gebraucht wurden, sollten im Land arbeiten können, aber nicht naturalisiert, also eingebürgert werden.[3] Diese Argumentation der völkisch denkenden Zeitgenossen, so Peter Walkenhorst, sei von den »Befürwortern einer Reform des Staatsangehörigkeitsrechts in der Folgezeit in zahllosen Variationen immer wieder vorgebracht« worden. Dazu gehörte »die Notwendigkeit einer restriktiven Einwanderungspolitik als Reaktion auf die vermeintliche Bedrohung des deutschen Volkes durch die massenhafte Einwanderung ›minderwertiger‹ Bevölkerungsgruppen, vor allem aus Osteuropa«[4].

					Tatsächlich bestand ein solcher Ausschluss von »Sprach- und Rassefremden« vom deutschen »Volk« bereits vor 1913, schreibt die Historikerin Fatima El-Tayeb: In Preußen mussten Anträge von Pol:innen und Jüdinnen und Juden dem Innenminister »zur besonderen Prüfung« vorgelegt werden. »Einbürgerungsgesuchen von Afrikanern«, so El Tayeb, gab das Reichskolonialamt »grundsätzlich nicht statt«[5]. Auch damals gab es schon andere Stimmen: Im Berliner Tageblatt wurde die Gesetzesvorlage als »reaktionäre Anti-Einwanderungsbill« bezeichnet und Hasse und Co. als »donchisciottische Idee reaktionärer Fanatiker«[6]. Auch Fachjuristen wandten sich gegen die völkische Staatsdoktrin und warben für ein fast liberal anmutendes Staatsbürgerschaftsrecht. In einem Papier aus dem Jahr 1899 hieß es:

					»Das fortgesetzte Leben in der Fremde hat nothwendig, und zwar für Angehörige aller Nationen, in der Regel ein allmähliges Aufgehen in dem fremden Volksthum zur Folge. Die Erhaltung der Fremdenstellung ist jedenfalls in der Regel für eine unbeschränkte Zahl von Generationen nicht durchführbar.«[7] Die völkische Sicht war also bei weitem kein Selbstläufer. Nicht nur außerhalb des Parlaments, auch im Parlament wollte man dem völkischen Antrag nicht folgen. Mit großer Mehrheit wurde der interfraktionelle Antrag abgelehnt – auch, weil er gemeinsam mit antisemitischen Anträgen eingebracht wurde, die ein generelles Einwanderungsverbot für Jüdinnen und Juden forderten.[8] Die Lobbyarbeit des Alldeutschen Verbands und anderer Radikalnationalisten fing aber gerade erst an. Das Ziel war vor allem die deutsche Öffentlichkeit. Der Verband fand Unterstützung durch andere völkische Vereinigungen, mit denen sie die Reichsregierung immer wieder unter Druck setzte. Die Reichsregierung hielt sich lange bedeckt, unter anderem auch aufgrund von Uneinigkeiten, was die Frage des Verlusts der Staatsangehörigkeit von Auslandsdeutschen anging. Im Jahr 1908 schließlich schloss sich die Reichsregierung weitgehend den Forderungen der Nationalisten an. In einem Gesetzesentwurf einigte sie sich unter anderem darauf, »Ausländern die Naturalisation zu erschweren«. Während dieser langen Kampagne der völkischen Verbände wurde die rassistische Argumentation gegen die Einbürgerung von Ausländern unmittelbar mit dem »Problem« der Migration verknüpft. Man musste die nicht auf Fakten, sondern auf Hass beruhende rassistische »Logik« mit einer realen Begebenheit, der Einwanderung, verbinden – um so die Einwanderung für die eigene Hetze instrumentalisieren zu können. »Mit dieser Strategie«, schreibt Peter Walkenhorst, »versuchten die alldeutschen Propagandisten […] die komplexe staatsrechtliche Materie zu politisieren und zu emotionalisieren.«[9] Die Emotionalisierung der Migrationsdebatte ist bis heute nur allzu gut bekannt. Nicht zufällig dient sie Politiker:innen, die Menschenfeindlichkeit verbreiten, als das Thema, das sie am häufigsten und intensivsten nutzen. Kaum ein Thema, bei dem sich derart effektiv spalten lässt. Die Radikalnationalisten im Kaiserreich hatten Erfolg: Im Jahr 1913 wurde ein neues Reichs- und Staatsangehörigkeitsrecht verabschiedet, das bis ins Jahr 1999 in seinen Grundzügen gelten sollte. Die Alldeutschen hatten sich durchgesetzt: Das neue Staatsangehörigkeitsrecht schrieb das Abstammungsprinzip in »Reinform«[10] vor. Ab nun galt das Ius Sanguinis, also die Abstammung nach Blut. Oder anders: Zu Deutschland gehörte nur, wer schon immer deutsch war, wer deutsches »Blut« hatte. Zuvor hatte noch in einzelnen Bundesstaaten das Ius Soli gegolten, das heißt, man konnte in Teilen auch qua Geburt auf deutschem Boden Deutsche:r werden. Das neue Gesetz war ein Meilenstein für jene, die ein Volk wollten, das homogen und »rein« war. »Völkische Verbände, Reichstagsmehrheit und Regierungen verbanden mit dem Gesetz das Ziel, die ethnisch-kulturelle Homogenität der Nation zu sichern«[11], heißt es in einer Dissertation zur Einbürgerungspraxis im Kaiserreich. In der Debatte zur Abstimmung zum Gesetz wurde offen rassistisch argumentiert, da es um die Frage gehen sollte, wer »deutsch« sein durfte und wer nicht. Alle Parteien bis auf die Sozialdemokraten, die Linksliberalen sowie Vertreter von ethnischen Minderheiten, zum Beispiel der polnischen, unterstützten den Entwurf zum Gesetz. Die Sozialdemokraten brachten einen alternativen Gesetzesentwurf ein, nach dem Ausländer:innen im Reich eingebürgert werden konnten, die seit mehr als zwei Jahren im Reichsgebiet wohnten. Dieser hatte in der aufgeheizten Stimmung allerdings keine Chance. Gleichzeitig aber, macht die Historikerin Fatime El Tayeb aufmerksam, stand dieses liberale Ansinnen der SPD in »eklatantem Widerspruch zu ihrer ambivalenten Haltung«, die sie gegenüber Kindern aus »afrikanisch-deutschen Ehen« einnahm.[12]

					Die meisten Abgeordneten begrüßten das Gesetz; das Ius Soli sei »unverträglich mit der Reinhaltung unserer völkischen Eigenart«. Der Abgeordnete Ernst Giese von der Deutschkonservativen Partei lobte die Bestimmung des Gesetzes, nach der nur Personen deutschen Bluts Staatsangehörige sein können: »Diese Bestimmung dient hervorragend dazu, den völkischen Charakter und die deutsche Eigenart zu erhalten und zu bewahren.«[13] Der nationalliberale Abgeordnete Anton Eugen Beck sah den Zweck des Gesetzes darin, »daß Ausländer, die bei uns nicht willkommen wären, Deutsche werden können; man will nichtdeutsches Blut von der Aufnahme in das deutsche Vaterland abwehren.«[14]

					Dieses Motiv der Unterscheidung zwischen »Deutscher« und »Ausländer« hat sich in vielen Debatten festgesetzt. Nicht nur, wenn menschenfeindlich eingestellte Politiker:innen heute von »Passdeutschen« sprechen, um klarzumachen, dass eine Person nicht deutsch ist, nur weil sie den deutschen Pass hat. Sie bleibt nach dieser Lesart ausländisch, egal, ob sie eingebürgert ist oder nicht. Das heißt aber auch: Niemand mit anderer Herkunft darf je »echt« Deutsch sein.

					Sichtbar wird diese Zweiteilung auch an Debatten über Reformen des Staatsbürgerschaftsrechts, die nicht wie eine Verwaltungs- oder Politikfrage diskutiert werden, sondern zu einer kulturellen Frage hochstilisiert werden. Der deutsche Pass dürfe nicht »entwertet« werden, empörten sich im Jahr 2022 der damalige CDU-Generalsekretär Mario Czaja sowie der FDP-Generalsekretär Bijan Djir Sarai im Zuge einer angekündigten Gesetzesänderung.[15] Was bedeutet »entwertet« in Bezug auf einen Verwaltungsakt? Dass der deutsche Pass weniger »wert« ist, wenn Menschen anderer Herkunft – oder auch: ohne deutsches Blut – ihn besitzen? Der Parlamentarische Geschäftsführer der Unionsfraktion Thorsten Frei warnte davor, dass man »flächendeckend mit dem deutschen Pass um sich wirft«.[16] Aus der CDU-Landtagsfraktion Sachsen hieß es, die Staatsbürgerschaft dürfe nicht »verramscht« werden, man sei schließlich nicht am »Wühltisch!«[17] Es ist das alte Motiv der Unterwanderung, das hier mitschwingt. In diesem Zuge ist die Unterschriftenaktion des hessischen CDU-Politikers Roland Koch gegen die doppelte Staatsbürgerschaft legendär, als Menschen fragten: Wo kann ich hier gegen Ausländer unterschreiben? (Mehr zu diesen Debatten in Kapitel 3.)

					Maria Alexopoulou schließt aus den Debatten im Kaiserreich und schließlich aus der Verabschiedung des Gesetzes: »Das grassierende rassistische Wissen überformte den gesamten Einbürgerungskomplex insofern, als dass die Herkunft und deren vermeintlicher Wert zunehmend zum entscheidenden Kriterium dafür wurden, ob jemand als Deutscher anerkannt wurde.«[18] Peter Walkenhorst resümiert: »Als institutionalisierter Ausdruck des nationalen Selbstverständnisses trug das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz entscheidend dazu bei, daß sich in den Köpfen der Deutschen die Überzeugung festsetzte, die Zugehörigkeit zur deutschen Nation sei eine Frage der Abstammung. […] Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 zeigt damit in aller Deutlichkeit, welche Konsequenzen die Ordnungsvorstellung der ›Volksgemeinschaft‹ zeitigte, wenn sie zum Maßstab des politischen Handelns erhoben wurde.«[19]

					»Wie sehr die politischen und ethischen Handlungskriterien im deutschen Kaiserreich bereits von ›rassischen Maximen‹ dominiert wurden«, schließt Fatima El Tayeb, »zeigt sich daran, daß bestehende Gesetze und soziale Konventionen der bürgerlichen Gemeinschaft als zweitrangig gegenüber der Pflicht zur ›Reinhaltung des deutschen Volkes‹ bewertet wurden.«[20]

					Die Konsequenz dieser Ordnungsvorstellung der »Volksgemeinschaft« (wenn auch nicht so genannt) in Bezug auf das Staatsbürgerschaftsrecht in der Bundesrepublik war unter anderem, dass das Ius Sanguinis für das Staatsbürgerschaftsrecht bis zur Reform im Jahr 1999 prägend war. Erst die rot-grüne Regierung unter Gerhard Schröder sorgte dafür, dass das deutsche Blut nicht mehr maßgeblich für den deutschen Pass war. Aber auch diese Reform bedeutete nicht, dass ein Kind, das in Deutschland geboren wurde, automatisch Deutsch war. So weit wollte oder konnte man dann doch nicht gehen. Zusammenfassend, schreibt Peter Walkenhorst, war das Gesetz 1913 ein »entscheidender Meilenstein im Hinblick auf die Ethnisierung der deutschen Staatsbürgerschaft und des Nationalismus insgesamt«.[21]

					Das neue Staatsbürgerschaftsrecht im Jahr 1913 wurde zudem als Mittel gesehen, um die Zuwanderung zu stoppen. Besonders deutlich machte diesen Zusammenhang Theodor Lewald, der Vertreter des Innenministeriums. Die restriktive Einbürgerungspolitik solle die Massenzuwanderung aus dem Osten aufhalten, so Lewald: »Der Zug der Nationen geht im großen und ganzen von Osten nach Westen, und auf diesem Zug der Nationen stoßen die Massen, die sich vom Osten aus in Bewegung setzen, erst auf das Deutsche Reich.« Es sei also das »Interesse einer nationalen Politik, um den Strom der Ausländer, der vom Osten in unser Land hineinkommen will, zurückzuhalten.«[22] Man müsste nur ein paar Worte austauschen und wäre nicht weit weg von Beiträgen moderner Migrationsdebatten. Was Osten war, ist jetzt Süden, was die restriktive Einbürgerungspolitik war, ist heute vor allem eine restriktive Asylpolitik und eine dementsprechende Rhetorik.

					Im Kaiserreich wurden die Arbeitskräfte aus Polen während der Wintermonate zur Rückkehr gezwungen, und ihr Leben im Reich war streng reguliert; es ging dem Staat darum, vollkommene Kontrolle darüber zu haben, wie viele Pol:innen im Land waren und sie bei Bedarf ausweisen zu können oder ihre Anzahl zu erhöhen. Es war eine strikt nationalökonomische Kalkulation, die das Leben der Menschen aus Polen bestimmte. Während die Menschen das Land zum Ende der Landwirtschaftssaison verlassen mussten, drehte sich das Bild während des Ersten Weltkriegs: Man benötigte Arbeitskräfte für die Kriegswirtschaft – Pol:innen wurden damit als Zwangsarbeiter:innen missbraucht.[23]

					In der Weimarer Republik wurde das Verhältnis zur Arbeitsmigration weiter reguliert: Es kam zu ersten Anwerbeabkommen. Frankreich hatte damit bereits 1919 begonnen, Deutschland schloss sein erstes Anwerbeabkommen 1927 mit Polen ab. In dieser Zeit wurde durch den Einfluss der Gewerkschaften der »Inländervorrang« eingeführt – zum einen setzte die Gewerkschaft gleichzeitig eine tarif- und arbeitsrechtliche Gleichstellung der ausländischen Arbeitskräfte durch, zum anderen wurden damit in erster Linie deutsche Arbeiter:innen geschützt. Denn dieser Vorrang bedeutete, dass immer zuerst ein:e Deutsche:r Anspruch auf einen Arbeitsplatz hatte. Im Jahr 1922 wurde das Arbeitsnachweisgesetz verabschiedet: Es diente dazu, die Arbeitsmigration wieder strenger zu kontrollieren. Arbeits- und Aufenthaltsgenehmigungen galten grundsätzlich nur noch für ein Jahr (außer es gab lokal andere Bedürfnisse), das heißt, dass der Staat Arbeitsmigration drosseln oder erhöhen konnte, wie er das wollte. Es entstand eine »stets verfügbare, zweitklassige Arbeiter*innenschicht«.[24] Bei all dem ging es dem Staat, so zitiert der Migrationsforscher Jochen Oltmer einen Abteilungsleiter im Reichsarbeitsministerium im Jahr 1928, darum, »die gesamte Öffentlichkeit« dahin zu erziehen, »die Beschäftigung von Ausländern in so hoher Zahl als etwas Unerträgliches zu betrachten«.[25] Schaut man in die Geschichte zurück, war der Staat mit diesem Unterfangen zumindest in Phasen erfolgreich.

				
					
						Koloniales Erbe

					
					Ein Radiogespräch im September 2023, es ist die Woche der Generalversammlung der Vereinten Nationen (United Nations, UN). In der Sendung hr2 Der Tag spricht die Moderatorin mit Christoph Heusgen, viele Jahre Diplomat im Auswärtigen Dienst, sowohl in Deutschland als auch auf EU-Ebene. Christoph Heusgen hat Bundeskanzlerin Angela Merkel außenpolitisch beraten und ist seit 2022 Vorsitzender der Münchner Sicherheitskonferenz. Als Botschafter war er von 2017 bis 2021 Ständiger Vertreter Deutschlands bei den Vereinten Nationen – und wurde deswegen in der Radiosendung als Experte zu den UN befragt. Zur Rolle Deutschlands sagt er: »Wir [Deutschland] profitieren auch heute sehr davon, dass Deutschland weltweit einen guten Ruf hat. Wir engagieren uns im sogenannten Globalen Süden, wir sind zweitgrößter Geber von Entwicklungshilfe, zweitgrößter Geber des UN-Systems, wir haben keine große kolonialistische Vergangenheit, das heißt wir sind eigentlich ein guter Ansprechpartner für viele Länder des sogenannten Globalen Südens.«[1] Nun ist Christoph Heusgen niemand, der kein Geschichtsbewusstsein hätte oder der den Globalen Süden nicht bedenke – im Gegenteil, er befürwortet einen Sitz im UN-Sicherheitsrat für einen afrikanischen Staat und hält einen Ausgleich zwischen Norden und Süden für wichtig, wie er in diesem Radiogespräch ausführt. Dennoch sagt er als eine Person, die lange für den deutschen Auswärtigen Dienst tätig war, dass Deutschland »keine große« Kolonialvergangenheit habe. Das steht nicht dafür, dass Christoph Heusgen die Geschichte leugnen würde. Dieser Halbsatz ist allerdings ein Beispiel dafür, wie wenig dieser Teil von Deutschlands Vergangenheit im politischen und allgemeinen Bewusstsein verankert ist. Die Moderatorin hakt nach seiner Aussage übrigens nicht nach.

					Im Jahr 1882 gründete sich der »Deutsche Kolonialverein«, den man nach heutigen Maßstäben als Lobbyverein bezeichnen könnte – sein Ziel war es, die Öffentlichkeit von der Notwendigkeit von Kolonien zu überzeugen. 1887 fusionierte der Kolonialverein mit einer weiteren kolonialen Gesellschaft zur »Deutschen Kolonialgesellschaft«, der »einflussreichsten imperialistischen ›pressure group‹ der wilhelminischen Ära«.[2] Tatsächlich war die Reichsregierung unter Bismarck zunächst ablehnend, was die überseeische Kolonialisierung anging – in Osteuropa war die Kolonisierung ja schon Realität. Bismarck hatte sogar gesagt, es werde keine Kolonialpolitik geben, »solange ich Reichskanzler bin«.[3] Die Gründe, aus denen Bismarck zum Befürworter einer Kolonisierung wurde, liegen sowohl im europäischen Machtspiel als auch im Reich selbst, wo die Kolonialbefürworter die öffentliche Meinung beherrschten. So näherte sich die Regierung dem Kurs der nationalistischen Kräfte an. Das Deutsche Reich erklärte in den Jahren 1884 und 1885 Togo, Kamerun, Deutsch-Südwestafrika, Deutsch-Ostafrika und Deutsch-Neuguinea zu seinen »Schutzgebieten«. Bis 1899 kamen noch Gebiete in der Südsee sowie Kiautschou und Deutsch-Samoa hinzu.[4]

					Die erste deutsche Kolonie allerdings reicht ins 17. Jahrhundert zurück: Schon im Jahr 1683 besaß Brandenburg die Kolonie Groß Friedrichsburg am Golf von Guinea, im heutigen Ghana. Über die »Brandenburgisch Africanische Compagnie« beteiligten sich Deutsche früh am transnationalen Sklavenhandel. »Handelsschiffe« dieser Kompanie tauschten auf dem afrikanischen Kontinent Waren gegen Menschen aus und verschifften diese »zusammengepfercht« über den Atlantik, wo die Menschen verkauft wurden.[5]

					Die weitflächigere Kolonialisierung begann dann im 19. Jahrhundert. Damit wollte das Deutsche Reich zum einen erreichen, dass die Deutschen, die aus dem Reich auswanderten, die Kolonialgebiete besiedelten und nicht etwa in die Vereinigten Staaten gingen, damit sie dem deutschen Volk nicht verlorengingen; es ging wieder um das »Deutschtum«, das erhalten werden sollte. Außerdem setzte sich die Erzählung durch, dass das Reich koloniale Gebiete bräuchte, um seine Wirtschaftskraft zu erhalten. Die kolonisierten Länder sollten als Absatzmarkt für deutsche Waren und als Quelle für billige »Arbeitskräfte« dienen. Sich selbst und der Öffentlichkeit erzählten Politiker:innen allerdings eine andere, altruistische Geschichte: So erklärte der sozialdemokratische Politiker August Bebel bei einer Reichstagsdebatte im Jahr 1906, Kolonialisierung könne »unter Umständen eine Kulturtat« sein: Wenn nämlich »die Vertreter kultivierter und zivilisierter Völkerschaften zu fremden Völkern als Freunde und Bildner, als Helfer in der Not« kämen, um ihnen die »Errungenschaften der Kultur und Zivilisation zu überbringen, um sie zu Kulturmenschen zu erziehen«.[6] Dann, so Bebel, würden die Sozialdemokraten die Kolonisierung unterstützen. Die gewaltsame Niederschlagung des Widerstands der Herero und Nama gegen die deutschen Besatzer war schon in vollem Gange, als Bebel diese Besatzung noch als »Kulturtat« bezeichnete. Der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger erklärte im gleichen Duktus, wie seines Erachtens das Verhältnis zwischen Kolonisierern und Kolonisierten auszusehen habe: Es sei nicht eines »des Feindes zum Feind, sondern kann nur das des Vormundes zum Mündel sein. Der Eingeborene ist das schwarze Kind mit seinen Vorzügen und all seinen großen, großen Schattenseiten.«[7]

					Das Narrativ, europäische Menschen müssten »fremde Völker« zivilisieren, ist eine bekannte rassistische Erzählung, mit der auch schon die Sklavenhändler in den USA ihre grausamen Taten gegen Schwarze rechtfertigten. Die Historikerin Fatima El Tayeb beschreibt diese rassistische Konstruktion in ihrem Buch Schwarze Deutsche so: »Der ›aufgeklärte Mensch‹, in Europa angesiedelt, verlangte als Gegenpol notwendigerweise den unzivilisierten ›Naturmenschen‹.« Schwarze seien, so El Tayeb, als »grundsätzlich andere Art, als besonders hochentwickelte Tiere einzustufen«. Diese Abwertung habe den Weißen als »Rechtfertigungsfunktion« bezüglich Sklaverei und Kolonialismus gedient.[8] Weiter schreibt El Tayeb:

					»Eine Unterordnung unter die dominierenden Werte der Moderne fungierte so für den Weißen zum einen als Beweis der eigenen Überlegenheit, zum anderen mußten – und konnten – diese Werte nicht in sozialpolitischen Diskursen problematisiert werden, solange sie biologistisch definiert wurden.«[9]

					Diese Erzählung unterliegt im Übrigen auch der modernen »Leitkultur«-Debatte – die »Fremden« müssen sich »unserer« deutschen, überlegenen Kultur anpassen. Wenn sie in Deutschland leben wollen, müssen sie sich »zivilisieren«. Natürlich sprechen das nur die wenigsten Politiker:innen wörtlich aus. Aber genau das ist gemeint. Auch wenn, wie beschrieben, heute nicht mehr das biologistische Argument zählt, sondern das »kulturelle«.

					Dass hinter verklausulierten Begriffen oder Argumentationen genau dieses rassistische Muster steckt, zeigt ein Beispiel aus dem Sommer 2023. Der CSU-Politiker Peter Ramsauer hat in der CSU viele Spitzenposten besetzt, unter anderem war er Stellvertretender Parteivorsitzender und Vorsitzender der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag. Von 2009 bis 2013 war er außerdem Bundesverkehrsminister. Aus einem (schriftlichen) Interview[10] mit dem Magazin Mittelstand Digital des Bunds der Selbständigen (BDS) Nordrhein-Westfalen und der Bundesvereinigung Mittelständischer Unternehmer (BVMU) im Juli 2023 entspann sich folgender Dialog zwischen Fragesteller:innen und dem ehemaligen Bundesminister:

					
						Frage: Ebenso haben Sie den Vorschlag der Ampel zur Weiterentwicklung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes massiv kritisiert. Wo sehen Sie die Knackpunkte?

						Ramsauer: Fakt ist, dass wir mit ca. 600000 Geburten pro Jahr die Zahl der Fachkräfte, die wir als Volkswirtschaft benötigen, nicht erreichen können. Insofern ist es sinnvoll, dieses Defizit durch Zuwanderung zu füllen. Deng Xiaoping hat einmal gesagt: »Wenn man die Fenster zu weit aufmacht, kommt auch viel Ungeziefer mit rein.«

						Das heißt – übertragen auf die Einwanderungsproblematik – dass wir aufpassen müssen, dass wir neben den Fachkräften nicht auch x-beliebige Wirtschaftsflüchtlinge mit ins Land holen.[11]

					

					Allzu verklausuliert ist die Beschreibung »Ungeziefer« für Menschen natürlich nicht – aber die Zuschreibung der »Minderwertigkeit« wird hier gut sichtbar. Aus der Partei Ramsauers sowie von den anderen Parteien im Bundestag gab es kaum Kritik – allein die Linkspartei forderte seinen Ausschluss aus der Fraktion. Die Passage wurde schließlich aus dem Interview entfernt. Auf Nachfrage der Frankfurter Allgemeinen Zeitung sagte der CSU-Politiker: »Das Zitat von Deng Xiaoping ist im Gespräch über die Mängel des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes gefallen und war nicht zur Veröffentlichung gedacht.« Er würde, so Ramsauer, »niemals einen solchen entwürdigenden Vergleich mit zugewanderten Fachkräften oder Migranten machen.«[12] Zitieren tut er ihn allerdings schon.

					Die »Speerspitze« der deutschen Kolonien waren Überseehandelshäuser und Reedereien.[13] Diese Dependancen zu schützen war die Begründung für das Entsenden von Kriegsschiffen und Marine. In einem 1883 erstellten Papier eines Hamburger Unternehmers erklärte dieser, welche Bedürfnisse die Kaufleute hatten, die am Westafrikahandel beteiligt waren: Es gebe die Notwendigkeit für die »Erwerbung eines Küstenstriches in West-Afrika zur Gründung einer Handelskolonie«.[14] Bis 1884 waren bereits einige westafrikanische Küstenstreifen in deutschem Besitz, geschützt durch deutsches Kriegsgerät.

					Im Jahr 1884 fand die sogenannte Kongo-Konferenz in Berlin statt. Der Hintergrund dieser Konferenz waren die zunehmenden Spannungen und Uneinigkeiten der europäischen Mächte bezüglich der »Aufteilung« Afrikas. »Im Grunde versuchten die Großmächte in Berlin ein Arrangement zu finden, um aus der ›Rauferei‹ um Afrika keine tatsächliche Rauferei werden zu lassen, also Krieg«,[15] beschreibt der Rassismusforscher Mark Terkessidis die Lage. Zugegen waren Gesandte aus Europa, den USA und dem Osmanischen Reich. Keine Gesandten aus afrikanischen Staaten. In der Schlussakte der monatelangen Konferenz, der Kongoakte, wurde die »Legitimationsgrundlage für die Kolonisierung«[16] begründet. Genauso wie in Deutschland machten sich die kolonisierenden Staaten die Mühe, ihr »Engagement« in Afrika als Wohltat für den Kontinent zu verschleiern. Es ging den Staaten laut Schlussakte um den Kampf gegen Sklavenhandel; außerdem solle die »eingeborene Bevölkerung« erhalten und ihre »sittliche und materielle Lebenslage« gewährleistet werden. Im Kampf gegen die Sklaverei waren die Araber die Feinde; deren Macht in Afrika sollte gebrochen werden. Mark Terkessidis zitiert in seinem Buch Welche Erinnerung zählt? die Missionare Julius Richter und Josef Froberger, die vor dem »gefährlichen Feind unserer Kolonialentwicklung« warnten und überzeugt waren, »dass der Islam kein Träger sittlicher Kultur« sei.[17]

					Reichskanzler Bismarck eröffnete die Konferenz in Berlin mit den Worten, dass es Ziel der europäischen Staaten sei, »den Eingeborenen Afrikas den Anschluß an die Zivilisation zu ermöglichen, indem das Innere dieses Kontinents für den Handel erschlossen wird«.[18] Mit der Realität hatte das nichts zu tun. Es bräuchte eine unzählige Menge an Büchern, um die menschenverachtenden Gräuel und die Komplexität des kolonialen Kampfes darzulegen, den das Deutsche Reich den Menschen in den Gebieten, die es erobern wollte, beibrachte. »Die Kolonisierten wollten nicht geschützt werden«, schreibt Mark Terkessidis. Man könne sich das Regime des Kolonialismus nicht als »homogenes Ganzes« vorstellen;[19] die Menschen, die das Deutsche Reich unter seine Herrschaft zwingen wollte, wehrten sich. Die Reichsregierung justierte ständig nach, stockte Geld und Militär auf – und eskalierte die Gewalt, die ihre Truppen ausübten. Zwischen 1889 und 1910 gab es laut Terkessidis offiziell 231 größere militärische Einsätze allein in der ostafrikanischen Kolonie. Der Aufstand der Hehe in Ostafrika dauerte zehn Jahre an, das deutsche Heer erfuhr »empfindliche Niederlagen«. Auch andere Bevölkerungsgruppen erhoben sich gegen die Deutschen, wohl am bekanntesten ist der Widerstand der Herero und Nama in Südwestafrika.

					Zur Niederschlagung des Boxer-Aufstands in China verabschiedete Kaiser Wilhelm der II. die deutschen Truppen im Jahr 1900 in Bremerhaven mit den Worten: »Pardon wird nicht gegeben. Gefangene werden nicht gemacht. Führt eure Waffen so, dass auf tausend Jahre kein Chinese mehr es wagt, einen Deutschen scheel anzusehen.« Diese Rede von Wilhelm II. bezeichnet Terkessidis als »Startschuss« für den »Vernichtungskrieg«, den die Deutschen auch in den afrikanischen Kolonialgebieten führten.[20] Der damalige Gouverneur von Ostafrika, Gustav Adolf von Götzen, war einer der Verantwortlichen für die Niederschlagung der dortigen Widerstände, genauer: für den Völkermord. Man führe Krieg gegen »unzivilisierte Völkerschaften«, so von Götzen; da sei »die planmäßige Schädigung der feindlichen Bevölkerung an Hab und Gut unerlässlich«. Die deutschen Truppen wandten jede erdenkliche Art der grausamen Kriegsführung an, nicht nur gegen kämpfende Widerständler, sondern auch gegen die Zivilbevölkerung. In Deutsch-Südwestafrika werden unter den Herero 40000 bis 60000 Tote geschätzt, bei den Nama 10000. In Deutsch-Ostafrika waren es weit mehr: Mindestens 150000 Menschen wurden von den Deutschen ermordet.[21]

					Der Alldeutsche Verband, Ernst Hasse und offen radikalnationalistische Kräfte sahen die imperialistische Expansion als Notwendigkeit, gar als eine Art natürliche Ordnung. Die Historikerin Fatima El Tayeb zitiert in ihren Schriften einen weiteren Vertreter dieser Sicht. So erklärte Max Weber im Jahr 1913:

					
						»Wir müssen begreifen, daß die Einigung Deutschlands ein Jugendstreich war, den die Nation auf ihre alten Tage beging und seiner Kostspieligkeit halber besser unterlassen hätte, wenn sie der Abschluß und nicht der Ausgangspunkt einer deutschen Weltmachtspolitik sein sollte.«[22]

					

					Die einen wollten Deutschland demnach als Weltmacht sehen und erachteten Kolonien als Teil dieses Wegs. Andere, liberale Vertreter des Expansionismus, betonten stärker die moralische Sichtweise der Notwendigkeit von Kolonien. Zu diesen Stimmen gehörten unter anderen Friedrich Naumann, Namensgeber der heutigen FDP-nahen politischen Stiftung, und der Publizist Paul Rohrbach. Zur Haltung der liberalen Vertreter des Kolonialismus erklärte Rohrbach in einem Buch aus dem Jahr 1912, Deutschland gehöre zu jenen Völkern, »die dazu beitragen, ein Stück Menschheitsfortschritt zu verwirklichen«. Er vertrat eine »kulturelle Durchdringung der erstrebten Einflußgebiete«; es handle sich um eine »moralische Eroberung«. 1915 schrieb Friedrich Naumann über die europäische Kolonisierung (ohne sie so zu nennen), dass »Mitteleuropa im Kern deutsch sein« werde. Es werde »von selbst die deutsche Welt- und Vermittlungssprache gebrauchen«.[23]

					Die nationalistischen Verbände betrieben gemeinsam mit der Reichsregierung, und hier vor allem dem Auswärtigen Amt, eine intensive Propaganda, um die Öffentlichkeit für die überseeischen Kolonien zu »begeistern«. Fatima El Fayed beschreibt, was diese Propaganda beinhaltete: An Schulen wurden Materialien verteilt, an Universitäten »kolonialwissenschaftliche« Vorlesungen eingeführt, sogar »Kolonial-Sammelbilder« wurden erstellt. Den »Höhepunkt«, so El Fayed, erreichte diese Propaganda in der Kolonialausstellung 1896, auf der »Eingeborene« vorgeführt wurden. Mehr als zwei Millionen Menschen besuchten diese »Ausstellung«. Das rassistische Wissen über Schwarze wurde in Deutschland sehr stark über die Kolonialzeit geprägt.[24]

					In den afrikanischen Kolonien wurde die rassistische Aufteilung der Bevölkerung, die auch im Reich herrschte, weitergeführt. Die Menschen in den Kolonien wurden als »Reichsausländer« kategorisiert, die aber rechtlich unter den weißen Ausländern standen, die dort lebten, wie etwa Buren oder Briten. Dazu schreibt die Historikerin Maria Alexopoulou, dass sich dieser Rassismus in den Kolonien »sowie deren binäres Gegenstück, nämlich die völkisch-rassisch-kulturelle Überhöhung der Deutschen und die daraus abgeleiteten Rechte auf eine expansionistische, gewalttätige und unterdrückende imperiale Politik […] in jener Zeit zu einem Bündel an rassistischen Überzeugungen«[25] verflochten. Dazu gehört auch das immer noch fortwährende Motiv, dass Schwarze keine Deutschen sein könnten, ein Wesensmerkmal des Anti-Schwarzen Rassismus in Deutschland. Bis in die Gegenwart hinein, so El Fayed, würde der Begriff »schwarze Deutsche« für große Teile der Öffentlichkeit als »Oxymoron« wahrgenommen – also als ein sich widersprechender Begriff. Denn zwar lebe bereits seit dem 15. Jahrhundert eine Schwarze Minderheit in Deutschland; trotzdem sei »sie nie zu einem akzeptierten oder auch nur wahrgenommenen Teil der Bevölkerung geworden«[26], so El Tayeb.

					Die EU-Agentur für Grundrechte veröffentlichte im Oktober 2023 die Erhebung »Being Black in the EU«, wo sie die Situation von Schwarzen in dreizehn Staaten der EU untersuchte; darin kommt sie zum Schluss, dass 77 Prozent der Schwarzen in Deutschland von Rassismus und Diskriminierung betroffen sind.[27] Damit steht Deutschland unter den untersuchten Staaten an erster Stelle. Im Jahr 2017 zeigte sich ein Gremium der Vereinten Nationen »zutiefst besorgt« über die Situation Schwarzer Menschen in Deutschland;[28] die »koloniale Vergangenheit, der Genozid an den Herero und Nama, Sterilisierungen und Inhaftierungen« Schwarzer würden »im nationalen Narrativ keine angemessene Rolle spielen«, so heißt es im UN-Abschlussbericht. Die Kongo-Konferenz habe einen »zerstörerischen und anhaltenden Effekt auf den afrikanischen Kontinent« gehabt, so die UN.[29]

				
					
						Die »Rheinlandbastarde«

					
					»Ich bin in Frankfurt [August 1920] geboren. Weil meine Mutter hier es sehr schwer hatte, als man sehen konnte, daß sie schwanger war, ist sie nach Frankfurt [gegangen]. Mein Vater wurde nach Frankfurt versetzt. Obwohl sie nicht verheiratet waren, hatte sie ja sonst niemand mehr auf der Welt und da ist sie [ihm] nachgereist. (…) Schwierigkeiten hat es schon gegeben nach den Aussagen von den noch lebenden Nachbarn. (…) Schwierigkeiten, mit einem Besatzungssoldaten, mit einem farbigen Besatzungssoldaten, das muß man dabei sagen. Und dann in einer gut katholischen Familie, erstmal schon der Makel der ›unehelichen Geburt‹ und dann noch das Schlimmste mit ›so einem‹, mit einem Farbigen. Das war damals ganz schlimm.«[1]

					Diese Worte stammen von Hans Hauck, dem Kind einer deutschen Frau und eines französischen Besatzungssoldaten. Die US-amerikanische Forscherin Tina Campt zitiert Hauck in ihrem Buch Black Germans. Der Vater von Hans Hauck diente in der französischen Armee und war algerischer Abstammung: Frankreich hatte vor und während des Ersten Weltkriegs etwa 190000 afrikanischstämmige Soldaten rekrutiert (»La force noir«).[2] Bereits während des Krieges wurde in Deutschland gegen die Kolonialsoldaten Frankreichs agitiert. Anlehnend an die rassistischen Begriffe der »slawischen Gefahr« und der »Gelben Gefahr«[3] (China und Asien) wurden die Schwarzen Soldaten als »Schwarze Gefahr«[4] diffamiert. Der Anti-Schwarze Rassismus in Deutschland mündete nach dem Ersten Weltkrieg in eine Phase, die als »Schwarze Schmach am Rhein« bezeichnet wurde.

					Nach Unterzeichnung des in Deutschland als Erniedrigung empfundenen Friedensvertrags von Versailles wurden das linke Rheinufer, Frankfurt und Kehl von französischen Truppen besetzt. Von den 85000 Soldaten stammten etwa 10000 aus nord- und ostafrikanischen sowie aus asiatischen Gebieten. Die Historikerin El Tayeb zitiert den deutschen Außenminister Wilhelm Solf, der sich schon während des Kriegs über »die rassenschänderische Verwendung Farbiger auf den europäischen Kriegsschauplätzen«[5] empörte. Die Empörung in Deutschland hatte System, denn die Deutschen sahen in der Besatzung durch afrikanische Truppen »eine ungeheure Provokation«[6]. So wundert es nicht, dass gegen die Truppen systematisch gehetzt wurde. Die Anti-Schwarze Propaganda, so El Tayeb, wurde von einer »breiten Allianz« aus Parteien, Kirchen, nationalistischen Verbänden und der Großindustrie getragen. Die Propaganda, die auch von der SPD unterstützt wurde, richtete sich gegen das »Phantasiegebilde des schwarzen N*«.[7]

					Die Schwarzen Soldaten wurden als »Wilde« und als »triebgesteuert« rassistisch beschimpft; dieses Bild hält sich bis heute, man denke unter anderem an die »Kölner Silvesternacht« (dazu ausführlich in Kapitel 6). Die Historikerin Fatima El Tayeb zitiert aus einer Anfrage der Nationalversammlung vom Mai 1920, getragen von allen Parteien außer der USDP (Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands, eine Abspaltung der SPD):

					
						»Franzosen und Belgier verwenden auch nach Friedensschluß farbige Truppen in den besetzten Gebieten der Rheinlande. Die Deutschen empfinden diese mißbräuchliche Verwendung der Farbigen als eine Schmach und sehen mit wachsender Empörung, daß jene in deutschen Kulturländern Hoheitsrechte ausüben. Für deutsche Frauen und Kinder – Männer [sic] wie Knaben – sind diese Wilden eine schauerliche Gefahr. Ihre Ehre, Leib und Leben, Reinheit und Unschuld werden vernichtet. Immer mehr Fälle werden bekannt, in denen farbige Truppen deutsche Frauen und Kinder schänden, Widerstrebende verletzen, ja töten. […]«[8]

					

					Der »Schwarze Mann« als Bedrohung, als »unzivilisierter Wilder«, der deutsche Frauen vergewaltige und »schände« – dieses Bild wurde überall verbreitet. Allseits war die Rede von der »Schwarzen Schmach« am Rhein. Nationalistische Verbände nutzten Pamphlete und Monatsschriften, um vor der »zügellosen Bestialität der farbigen Scheusale«[9] zu warnen; zudem gab es einen »Massenbetrieb von Postkarten und Plakaten von bestialischen schwarzen Männern und ihnen ausgelieferten blonden Jungfrauen«[10]. Alle Zeitungen beteiligten sich an der Kampagne, linke wie konservative, so El Tayeb. Obwohl der Justizminister und der Kultusminister der Region, außerdem viele Bürgermeister beteuerten, dass es derartige Verbrechen nie gegeben habe (wohl aus Sorge über den zurückgehenden Tourismus), hielt sich das Bild. Die Erzählung des »sexbesessenen« »Afrikaners« (oder auch »Nafris«) – es ist ein sehr wirkmächtiges Bild, das Jahrhunderte überdauert.

					Im Berliner Tagblatt erschien im Mai 1921 ein offener Brief von Louis Brody. Brody lebte in Deutschland und war Schwarz. Er beklagte, dass die in Deutschland lebenden Schwarzen stark »unter den in gewissen Zeitungen über die ›Schwarze Schmach‹ veröffentlichten Schilderungen« litten. Es ist ihm wichtig zu sagen, dass »wir keine sittenlose und wilde Rasse sind, wie man augenblicklich allgemein in Deutschland behauptet«.[11] Anlass für den offenen Brief sei gewesen, dass ein Schwarzer von Passanten verprügelt worden sei, schreibt Louis Brody.

					Bereits in den deutschen Kolonien war das »Problem« entstanden, das sich nun auch aus der Präsenz Schwarzer Soldaten in Deutschland ergab: Kinder von Eltern verschiedener Herkünfte. Schon lange vor dem Ersten Weltkrieg beschäftigte sich die Politik mit der Frage der »Mischkinder« und der »Mischehen«: Sie waren nicht gewollt. Im Jahr 1905 bestimmte Friedrich von Lindequist, Gouverneur von Deutsch-Südwestafrika, dass die Ehe zwischen Deutschen und Einheimischen verboten sei. Er begründete das Verbot, indem er erklärte, dass »solche Verbindungen die Rasse nicht erhalten, sondern verschlechtern. Die Abkömmlinge sind in der Regel sittlich und körperlich schwach, vereinigen in sich die schlechten Eigenschaften beider Eltern.«[12] In einer Reichstagsdebatte im Jahr 1912 plädierte Außenminister Solf dafür, dass ein solches Verbot in allen Kolonien gelten solle. »Die ganze deutsche Nation wird es Ihnen danken«, so Solf. »Wir sind Deutsche, wir sind weiß und wir wollen weiß bleiben… Wollen Sie, dass unsere Rasse bastardisiert wird?«[13]

					Und so richtete sich die Empörung der Öffentlichkeit auch nach dem Ersten Weltkrieg bald auf die Kinder, die durch die Verbindung von französischen Soldaten mit deutschen Frauen geboren wurden. Die Ärztliche Rundschau fragte im Jahr 1920, ob »wir schweigend dulden« sollen, »daß künftig an den Ufern des Rheins statt der hellen Lieder weißer, schöngesichtiger, gutgewachsener, geistig hochstehender, […] gesunder Deutscher, die krächzenden Laute grauscheckiger, […] plumper, halbtierischer, syphilitischer Mulatten ertönen?«[14]

					Die Kinder wurden bald rassistisch als »Rheinlandbastarde« bezeichnet. Sie galten, wie im Artikel in der Ärztlichen Rundschau klar wird, als körperlich und geistig minderwertig – und ein weiteres Motiv zeigt sich hier: Sie seien »syphilitisch verseucht«[15]. Schwarze, Geflüchtete und Menschen aus »afrikanischen« und »arabischen« Staaten brächten Krankheiten mit sich – auch das wird bis heute immer wieder behauptet.

					Dass Behörden selbst durch Befragungen feststellten, dass die Frauen freiwillig Beziehungen zu den Männern eingegangen waren, spielte in der rassistischen Propaganda keine Rolle. Außerdem begannen staatliche Stellen im Jahr 1923, die Afro-deutschen Kinder statistisch zu erfassen. Dabei ging es um eine »Lösung« der »Mischlingsfrage«. Zunächst wollte der Staat die Kinder aus Deutschland ausweisen, entweder nach Frankreich oder zurück in die Kolonien. Dabei standen ihnen allerdings die deutschen Mütter im Weg; außerdem hatten die Kinder aufgrund ihrer deutschen Mütter die deutsche Staatsbürgerschaft. Damit gab es rechtliche Hürden gegen die Ausweisungen, so die Forscherin Tina Campt. Außerdem war der internationale Verruf eine weitere Sorge, die eine Ausweisung von Tausenden von Kindern nach sich ziehen könnte. Der Plan wurde verworfen. Nach jahrelanger rassistischer Kampagne allerdings war es erklärtes Ziel des Staats, die »Degeneration« des deutschen »Volks« durch Schwarze zu verhindern. Also wurde eine andere »Lösung« diskutiert: Sterilisierung.[16]

					Noch mal Hans Hauck, eingangs zitierter Sohn einer Deutschen und eines algerischen Soldaten:

					
						»Mein Vater war aus dem sogenannten farbigen Afrika, wie eben Marokkaner oder, oder Algerier. Und meist sind, die sind ja nicht schwarz. Sie . . . gehören zu den Farbigen. Also sie waren keine Arier. [Aber] in der Behandlung waren keine Unterschiede. Ich bin unter dieselben Gesetze gefallen wie die. Der ›Arierparagraph‹ bestimmte ganz eindeutig, wer Deutscher ist oder artverwandten Blutes ist. […] Und die oftmals gestellte Frage: Warum hast du nicht geheiratet? Während der Zeit durfte ich nicht von vornherein. Ich hätte nur unter uns, Mädchen, unter den dreien, die ich kannte, auswählen dürfen. Wir hätten heiraten dürfen. Beide sterilisiert. Wir hätten so mit dem deutschen Volk keinen ›Schaden‹ mehr angerichtet«[17]
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